
 

b.b.h. Fortbildungswerk Steuern und Wirtschaftsrecht  Seite - 1 - 
 

 

 

 

 

BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

 
 

1. BGB: Anspruch auf Grundauskunft nicht verallgemeinerungsfähig zu allgemei-

nem Auskunftsanspruch 

Urteil vom 28.07.2022, Az: I ZR 141/20  

2. Brüssel-Ia-VO: Errichtung eines schifffahrtsrechtlichen Haftungsbeschrän-

kungsfonds 

Urteil vom 24.03.2022, Az: I ZR 52/21  

3. HGB: Wiederaufnahmeanspruch als Einwendung 

Urteil vom 12.07.2022, Az: II ZR 81/21  

4. GmbhG, StGB: Verweis auf §§ 265c ff. StGB 

Beschluss vom 28.06.2022, Az: II ZB 8/22  

5. BGB: Rückerstattung des Ticketpreises in der Pandemie 

Urteil vom 13.07.2022, Az: VIII ZR 329/21  

6. AVBFernwärmeV: Transparenzgebot bei Preisänderungsklauseln 

Urteil vom 06.07.2022, Az: VIII ZR 28/21  

7. Brüssel-Ia-VO: Gerichtsstand bei Beförderung in zwei Teilflügen 

Urteil vom 21.06.2022, Az: X ZR 22/21  

8. BGB: Schadensersatzanspruch des mietenden Alleingesellschafters 

Urteil vom 29.06.2022, Az: XII ZR 6/21  

9. StGB, StPO: Zugleich angeordnete Sicherungsverwahrung als Strafzumes-

sungsumstand 

Beschluss vom 10.05.2022, Az: 4 StR 99/22  

   

 

Urteile und Beschlüsse: 

  

1. BGB: Anspruch auf Grundauskunft nicht verallgemeinerungsfähig zu allgemei-

nem Auskunftsanspruch 

Urteil vom 28.07.2022, Az: I ZR 141/20 

a) Ein allgemeiner Auskunftsanspruch, der auf die Ausforschung der tatsächlichen 

Grundlagen und Beweismittel für etwaige Ansprüche gerichtet ist, besteht nicht. Der 

auf spezialgesetzliche Anspruchsgrundlagen wie § 19 MarkenG oder § 101 UrhG ge-

stützte Auskunftsanspruch ist ebenso wie der aus § 242 BGB hergeleitete Auskunfts-

anspruch seinem Inhalt nach vielmehr grundsätzlich auf die Erteilung von Auskünften 

über den konkreten Verletzungsfall, das heißt über die konkrete Verletzungshandlung 
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einschließlich solcher Handlungen beschränkt, die ihr im Kern gleichartig sind. Ein 

Anspruch auf Auskunftserteilung besteht nicht auch über mögliche andere Verlet-

zungsfälle, da dies darauf hinausliefe, unter Vernachlässigung allgemein gültiger Be-

weislastregeln der Ausforschung Tür und Tor zu öffnen (Bestätigung der st. Rspr.; vgl. 

zuletzt BGH, Urteil vom 20. Juni 2013 - I ZR 55/12 , GRUR 2013, 1235 [juris Rn. 21] 

- Restwertbörse II). 

 

b) Der vom Bundesgerichtshof einer Verwertungsgesellschaft zugebilligte weiterge-

hende Anspruch auf sogenannte Grundauskunft, der nach den Grundsätzen von Treu 

und Glauben ausnahmsweise auch dann bestehen kann, wenn der Kläger in entschuld-

barer Weise nicht nur über den Umfang, sondern auch über das Bestehen seines 

Rechts im Ungewissen ist (vgl. BGH, Urteil vom 5. Juni 1985 - I ZR 53/83 , BGHZ 

95, 274 [juris Rn. 34] - GEMA-Vermutung I; Urteil vom 13. Juni 1985 - I ZR 35/83 , 

BGHZ 95, 285 [juris Rn. 15] - GEMA-Vermutung II), liegt in den Besonderheiten be-

gründet, die die Rechtsdurchsetzung durch Verwertungsgesellschaften kennzeichnen. 

Eine entsprechende Anwendung zugunsten von Rechtsinhabern, die über eine große 

Anzahl an gleichartige Werke betreffenden Rechten verfügen, von denen nachweisbar 

mehrere Werke von dem Verletzer unerlaubt verwendet worden sind, kommt nicht in 

Betracht. 

  
 

  

2. Brüssel-Ia-VO: Errichtung eines schifffahrtsrechtlichen Haftungsbeschränkungs-

fonds 

Urteil vom 24.03.2022, Az: I ZR 52/21 

a) Das Verfahren vor dem Gericht eines Mitgliedstaats der Europäischen Union zur 

Errichtung eines schifffahrtsrechtlichen Haftungsbeschränkungsfonds mit dem Ziel, 

die Haftung des Schädigers zu beschränken, und die Leistungsklage des Geschädigten 

gegen den Schädiger in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union betreffen 

nicht denselben Streitgegenstand. Das später angerufene Gericht muss deshalb das 

Verfahren nicht gemäß Art. 29 Abs. 1 Brüssel-Ia -VO aussetzen (Anschluss an EuGH, 

Urteil vom 14. Oktober 2004 - C-39/02 , IPRax 2006, 262 [BGH 20.11.2003 - I ZR 

294/02] - Mærsk Olie & Gas). 

 

b) Die in einem Mitgliedstaat getroffene gerichtliche Entscheidung zur Errichtung ei-

nes schifffahrtsrechtlichen Haftungsbeschränkungsfonds ist eine nach Art. 36 Abs. 1 

Brüssel-Ia -VO in den anderen Mitgliedstaaten anzuerkennende Entscheidung (An-

schluss an EuGH, IPRax 2006, 262 [BGH 20.11.2003 - I ZR 294/02] - Mærsk Olie & 

Gas). 

 

c) Der in einem anderen Mitgliedstaat getroffenen Entscheidung müssen durch die An-

erkennung nach Art. 36 Abs. 1 Brüssel-Ia -VO diejenigen Wirkungen beigelegt wer-

den, die ihr in dem Staat zukommen, in dessen Hoheitsgebiet sie ergangen ist (An-

schluss an EuGH, Urteil vom 4. Februar 1988 - 145/86, NJW 1989, 663 - Hoffmann; 

Urteil vom 15. November 2012 - C-456/11, EuZW 2013, 60 - Gothaer Allgemeine 

Versicherung). 
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d) Maßgeblich für die Frage, welche prozessualen Wirkungen einer anzuerkennenden 

Entscheidung in dem Staat zukommen, in dessen Hoheitsgebiet sie ergangen ist, ist 

das Recht dieses Staats. Unerheblich ist, dass die Parteien für ihre vertraglichen Bezie-

hungen eine abweichende Rechtswahl getroffen haben. 

 

e) Die Frage, ob es zulässig ist, dass das durch eine Rechtswahl zur Anwendung beru-

fene Recht eines Mitgliedstaats dem Geschädigten gegen den Schädiger einen auf das 

positive Interesse zielenden Schadensersatzanspruch gewährt, wenn der Schädiger ver-

tragswidrig einen schifffahrtsrechtlichen Haftungsbeschränkungsfonds in einem ande-

ren Mitgliedstaat errichtet, ist ebenfalls nach dem Recht des Mitgliedstaats zu beant-

worten, dessen Gerichte die anzuerkennende Entscheidung über die Errichtung des 

Haftungsfonds erlassen haben. 

  
 

  

 

3. HGB: Wiederaufnahmeanspruch als Einwendung 

Urteil vom 12.07.2022, Az: II ZR 81/21 

Einer nach Kündigung der Gesellschaft durch einen Gesellschafter als Privatgläubiger 

auf Feststellung des Ausscheidens des gekündigten Gesellschafters gerichteten Klage 

kann ein aus der gesellschafterlichen Treuepflicht folgender Wiederaufnahmeanspruch 

entgegengehalten werden. 

  
 

  

 

4. GmbhG, StGB: Verweis auf §§ 265c ff. StGB 

Beschluss vom 28.06.2022, Az: II ZB 8/22 

§ 6 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 1 Nr. 3 Buchst. e GmbHG verweist auch auf die §§ 265c 

bis 265e StGB . 

  
 

  

 

5. BGB: Rückerstattung des Ticketpreises in der Pandemie 

Urteil vom 13.07.2022, Az: VIII ZR 329/21 

Zum Anspruch des Käufers gegen eine Vorverkaufsstelle auf Rückerstattung des Ti-

cketpreises bei Absage der Veranstaltung wegen eines auf Grund der COVID-19-Pan-

demie erlassenen Veranstaltungsverbots (im Anschluss an Senatsurteil vom 13. Juli 

2022 - VIII ZR 317/21, zur Veröffentlichung in BGHZ bestimmt) 

  
 

  

 

 



 

b.b.h. Fortbildungswerk Steuern und Wirtschaftsrecht  Seite - 4 - 
 

 

6. AVBFernwärmeV: Transparenzgebot bei Preisänderungsklauseln 

Urteil vom 06.07.2022, Az: VIII ZR 28/21 

a) Bei Preisänderungsklauseln in Fernwärmelieferungsverträgen gebietet das Transpa-

renzgebot in § 24 Abs. 4 Satz 2 AVBFernwärmeV eine Erläuterung der Zusammenset-

zung der Bezugspreise des Fernwärmeversorgungsunternehmens, also insbesondere 

der diesen zugrundeliegenden vertraglichen und preislichen Bestimmungen, oder auch 

die namentliche Bezeichnung des Bezugslieferanten nicht. Allerdings muss eine Preis-

änderungsklausel zum Arbeitspreis, mit dem die vom Kunden abgenommene Wärme-

menge vergütet wird, nach § 24 Abs. 4 Satz 1 AVBFernwärmeV zwingend auch die 

jeweiligen Verhältnisse auf dem Wärmemarkt angemessen berücksichtigen (Bestäti-

gung des Senatsurteils vom 1. Juni 2022 - VIII ZR 287/20, juris Rn. 20 ff., 27 ff., zur 

Veröffentlichung in BGHZ vorgesehen). 

 

b) Nach Maßgabe des § 306 Abs. 1 BGB führt die Unwirksamkeit einer nur eine Preis-

komponente (hier: den Arbeitspreis) betreffenden Preisänderungsklausel nach § 24 

Abs. 4 AVBFernwärmeV in Verbindung mit § 134 BGB nicht zugleich zur Unwirk-

samkeit andere Preiskomponenten (hier: den Bereitstellungspreis) betreffender Anpas-

sungsklauseln, wenn es sich - wie im Regelfall - um inhaltlich voneinander trennbare 

Vertragsklauseln handelt, die jeweils Gegenstand einer gesonderten Wirksamkeitsprü-

fung nach § 24 Abs. 4 AVBFernwärmeV sind (Bestätigung des Senatsurteils vom 6. 

April 2022 - VIII ZR 295/20, NJW 2022, 1944 Rn. 44 ff.). 

 

c) Die in Energieversorgungsstreitigkeiten entwickelte sogenannte Dreijahreslösung 

des Senats vermeidet die bei einer Gesamtnichtigkeit des Versorgungsvertrags für den 

Kunden eintretenden nachteiligen Folgen einer bereicherungsrechtlichen (Rück-)Ab-

wicklung, indem sie entsprechend den auch nach der jüngeren Rechtsprechung des 

Gerichtshofs der Europäischen Union zu beachtenden Zielsetzungen von Art. 6 Abs. 1 

der Klausel-Richtlinie 93/13/EWG darauf angelegt ist, die nach dem Vertrag beste-

hende formale Ausgewogenheit der Rechte und Pflichten der Vertragsparteien unter 

Heranziehung und Gewichtung ihrer Interessen durch eine materielle Ausgewogenheit 

zu ersetzen und auf diese Weise ein Gleichgewicht der Rechte und Pflichten tatsäch-

lich wiederherzustellen (Bestätigung des Senatsurteils vom 1. Juni 2022 - VIII ZR 

287/20, juris Rn. 42 ff. mwN, zur Veröffentlichung in BGHZ vorgesehen). 

 

d) Der nach der Dreijahreslösung maßgebliche Preis tritt endgültig an die Stelle des 

zwischen den Parteien des Energieversorgungsvertrags vereinbarten Anfangspreises. 

Wird dieser neue "Ausgangspreis" anschließend unterschritten, hat der Kunde für die 

Zeiträume der Preisunterschreitungen aber nur die geringeren Entgelte zu entrichten 

(Bestätigung der Senatsurteile vom 6. April 2016 - VIII ZR 79/15, BGHZ 209, 337 

Rn. 40; vom 5. Oktober 2016 - VIII ZR 241/15, NJW-RR 2017, 557 Rn. 27). Da der-

artige nachträgliche Preissenkungen jedoch den nach der Dreijahreslösung maßgebli-

chen neuen "Ausgangspreis" nicht dauerhaft ersetzen, kann der Energieversorger nach 

einer solchen Preissenkung anschließend auch erneute Preissteigerungen geltend ma-

chen, soweit diese den nach der Dreijahreslösung maßgeblichen "Ausgangspreis" nicht 

überschreiten. 
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e) Ein Fernwärmeversorgungsunternehmen ist gemäß § 4 Abs. 1, 2 AVBFernwärmeV 

in Verbindung mit § 24 Abs. 4 AVBFernwärmeV berechtigt und - soweit das Kunden-

interesse dies erfordert - verpflichtet, eine von ihm gegenüber Endkunden verwendete 

- von Vertragsbeginn an unwirksame oder ab einem bestimmten Zeitpunkt danach un-

wirksam gewordene - Preisänderungsklausel auch während des laufenden Versor-

gungsverhältnisses mit Wirkung für die Zukunft einseitig anzupassen, wenn und so-

weit dadurch sichergestellt wird, dass die Klausel den Anforderungen des § 24 Abs. 4 

AVBFernwärmeV entspricht (Bestätigung des Senatsurteils vom 26. Januar 2022 - 

VIII ZR 175/19, ZIP 2022, 901 Rn. 30 ff., zur Veröffentlichung in BGHZ vorgese-

hen). 

  
 

  

 

7. Brüssel-Ia-VO: Gerichtsstand bei Beförderung in zwei Teilflügen 

Urteil vom 21.06.2022, Az: X ZR 22/21 

Bei einem Luftbeförderungsvertrag über einen Flug, der in zwei Teilflüge unterteilt ist, 

begründet die Pflicht, den zweiten Teilflug vertragsgemäß durchzuführen und den 

Fluggast darauf zu befördern, keinen für die Begründung des Gerichtsstands des Erfül-

lungsorts (Art. 7 Nr. 1 Buchst. b Brüssel-Ia-VO) ausreichenden Bezug zu dem Ort, an 

dem der Umsteigevorgang stattfindet. 

  
 

  

 

8. BGB: Schadensersatzanspruch des mietenden Alleingesellschafters 

Urteil vom 29.06.2022, Az: XII ZR 6/21 

Für den auf einen Mietmangel gestützten Schadensersatzanspruch des Mieters, der Al-

leingesellschafter einer GmbH ist, kommt es auch dann nur auf seine Vermögenslage - 

und nicht auf die "seiner" GmbH - an, wenn der Schaden aus einem Auftragsverhältnis 

resultiert, bei dem die GmbH Auftraggeberin und der Alleingesellschafter Auftragneh-

mer ist. 

  
 

  

 

9. StGB, StPO: Zugleich angeordnete Sicherungsverwahrung als Strafzumessungs-

umstand 

Beschluss vom 10.05.2022, Az: 4 StR 99/22 

Die zugleich angeordnete Sicherungsverwahrung ist kein bestimmender Strafzumes-

sungsumstand. 

  
 

  

 
 

 


